
Mieterbund Regensburg fordert
Zweckentfremd ungssatzung in Regensburg
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ausgelöst durch die zunehmen-

de Vermietung von Ferienwoh-

nungen.
Entsprechend einer Verlautba-

rung der Regensburger Verwal-

tung wurden Genehmigungen

für die Nutzung beziehungswei-

se Umnutzung von 4oo Woh-

nungen als Ferienwohnungen

erteilt. Daneben wird eine unbe-

kannte Zahl von Wohnungen als

Ferienwohnungen zur Nutzung

durch Touristen angeboten, für

die eine Genehmigung weder be-

antragt noch erteilt wurde. Die

Nutzung beziehungsweise Um-

nutzung einer Wohnung als Feri-

enwohnung ist aber genehmi-

gungsbedürftig.

Anlässlich des Urteiis des Ver-

waltungsgerichts München vom

rz. Dezember zorS (Aktenzei

chen M 9 I( +sS¡/r8), in dem das

Verwaltungsgericht Airbnb zur

Herausgabe der Daten der Ver-

mieter verurteilte, damit die Ein-

haltung der Zweckentfiem-

dungssatzung überprüft werden

kann, fordert der Mieterbund Re-

gensburg die Stadt Regensburg

auf, eine Zweckentfremdungs-

satzung zu erlassen.

Diese soll folgende Punkte ent-

halten: Wohnraum soll nur mit
behördlicher Genehmigung

überwiegend anderen als Wohn-

zwecken zugeführt werden dür-

fen, wenn dem Wohnraumman-
gel nicht auf andere lVeise mit
zumutbaren Mitteln und in ange-

messener Zeit abgeholfen wer-

den kann. Eine Zweckentfrem'

dung liegt insbesondere vor,

wenn der Wohnraum

r. zu mehr als 5o Prozent der Ge-

samtfläche flir gewerbliche oder

berufliche Zwecke verwendet

oder überlassen wird,
z. baulich derart verändert oder

in einer Weise genutzt wird, dass

er fí.ir Wohnzwecke nicht mehr

geeignet ist,

3. mehr als insgesamt acht Wo-

chen im l(alenderiahr für Zwecke

der Fremdenbeherbergung ge-

nutztwird,

4. länger als drei Monate leer

steht oder

5. beseitigtwird.
Regensburg könnte beim ent-

sprechenden politischen Willen

ohne weiteres diese Satzung auf

Basis des bayerischen Zweck-

entfremdungsgesetzes erlassen.

Auf Forderung des DMB BaY-

ern hatte der Landesgesetzge-

ber die Ferienwohnungen in
das Gesetz aufgenommen und
das Bußgeld enorm angeho-

ben. I


